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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Entwurf eines Schreibens zur Einführung der obligatorischen 
elektronischen Rechnung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 14. Juni 2024 ein Schreiben 
zur Einführung der obligatorischen elektronischen Rechnung bei Umsätzen 
zwischen inländischen Unternehmern ab dem 1. Januar 2025 veröffentlicht. 

Hintergrund 

Ab dem 1. Januar 2025 wird - begleitet von Übergangsvorschriften - bei 
Umsätzen zwischen inländischen Unternehmen verpflichtend eine elektronische 
Rechnung (E-Rechnung) zu verwenden sein. Das BMF plant, in Abstimmung mit 
den obersten Finanzbehörden der Länder ein BMF-Schreiben hierzu zu 
veröffentlichen. Der Entwurf wurde am 13. Juni 2024 den Verbänden mit der 
Gelegenheit zu einer Stellungnahme übersandt. Aufgrund der großen Bedeutung 
des Themas für die Wirtschaft wird der Entwurf bereits in diesem Stadium zu 
Informationszwecken allgemein veröffentlicht. Eine Stellungnahme hierzu 
kann ggf. über die Verbände erfolgen. Die endgültige Veröffentlichung des BMF-
Schreiben ist für den Beginn des IV. Quartals 2024 geplant. 

Inhalt des Schreibens 

I. Allgemeines 

II. Aktuelle Rechtslage und Neuerungen durch das Wachstumschancengesetz 

1. Rechtslage bis zum 31. Dezember 2024 

2. Neuregelungen zur obligatorischen elektronischen Rechnung durch das 
Wachstumschancengesetz 

2.1 Rechnungsarten ab dem 1. Januar 2025 

2.2 Verpflichtung zur Ausstellung von Rechnungen 

2.3 Zulässige Formate einer E-Rechnung 

3. Besondere Fragen 

3.1   Umfang einer E-Rechnung 

3.2. Übermittlung und Empfang von E-Rechnungen 

3.3 Verträge als Rechnung 

3.4 Berichtigung 
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3.5 Juristische Personen des öffentlichen Rechts 

4. E-Rechnung und Vorsteuerabzug 

5. Aufbewahrung 

III. Übergangsregelungen 

IV. Änderungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

V. Anwendungsregelung 

Fundstelle 

Entwurf eines BMF-Schreibens vom 13. Juni 2024, III C 2 - S 7287-a/23/10001 
:007. 

Einen kurzen englischen Beitrag zum BMF-Entwurfsschreiben finden Sie hier. 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-06-14-entwurf-einfuehrung-e-rechnung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-06-14-entwurf-einfuehrung-e-rechnung.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/243826/federal-ministry-of-finance-draft-circular-for-of-mandatory-electronic-invoicing-from-2025/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 20. Juni 2024 

 
 
Die Steuerfreiheit von Zuschlägen für Bereitschaftsdienste, die 
außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit erbracht und gesondert 
vergütet werden, bemisst sich nach dem Arbeitslohn für die 
regelmäßige Arbeitszeit und nicht nach dem 
Bereitschaftsdienstentgelt (entgegen Senatsurteil vom 27.08.2002 
- VI R 64/96, BFHE 200, 240, BStBl II 2002, 883). Nicht erforderlich 
ist, dass der Arbeitnehmer für die zuschlagsbewehrte Tätigkeit 
neben den Erschwerniszuschlägen einen Anspruch auf Grundlohn 
hat. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
Finanzverwaltung unterfällt dem Anwendungsbereich der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Auf eine Differenzierung 
nach der Art der Aktenführung, der Art der Dokumente oder der 
Form der Bearbeitung kommt es nicht an. Art. 2 Abs. 2 Buchst. a 
DSGVO beschränkt die Anwendung der Datenschutz-
Grundverordnung nicht auf den Bereich der harmonisierten 
Steuern. Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO gewährt keinen gegenüber 
Art. 15 Abs. 1 DSGVO eigenständigen Anspruch gegenüber dem 
Verantwortlichen auf Zurverfügungstellung von Dokumenten mit 
personenbezogenen Daten. 
  
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 027/24. 
 
 
Ein Klarierungsagent (Schiffsmakler), der zur Klarierung eines 
bestimmten Seeschiffes (Schiffsabfertigung und -versorgung) 
einen Hafendienstleister darüber informiert, dass die 
Schifffahrtsgesellschaft ihn mit der Erbringung von ‑‑zu diesem 
Zeitpunkt nur teilweise feststehenden‑‑ Leistungen beauftragen 
wird, stellt den Kontakt zu einem bestimmten Kunden her, so dass 
nur eine Vermittlungsleistung vorliegt, nicht aber mehrere 
Einzelvermittlungen in Bezug auf eine Vielzahl unterschiedlicher 
Leistungen. Diese Vermittlungsleistung ist nicht gemäß § 4 Nr. 5 
Satz 1 Buchst. a i.V.m. § 4 Nr. 2 und § 8 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes steuerfrei, wenn es infolge der Vermittlung 
des geschäftlichen Kontakts zu einer Vielzahl verschiedener, zum 
Zeitpunkt der Vermittlung nach Art und Umfang noch nicht 
abschließend bestimmter Umsätze kommt, die sowohl 
steuerpflichtig als auch steuerfrei sein können. 
Zum Urteil 

Urteil VI R 1/22: 
Steuerfreie Zuschläge 
bei Bereitschafts-
diensten 
 
 
 
 
 
 
 
11. April 2024 
 

Urteil IX R 35/21: 
Anwendung der 
DSGVO im Bereich 
der Steuerverwaltung; 
Voraussetzungen und 
Reichweite des 
Auskunftsanspruchs 
nach Art. 15 DSGVO 
 
 
 
12. März 2024 
 

 

 
Urteil V R 4/22: 
Steuerpflichtige 
Vermittlungs-
leistungen 
 
 
 
 
 
 
 
18. Januar 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410106/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410108/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/bfh-klaert-voraussetzungen-und-reichweite-des-datenschutzrechtlichen-auskunftsanspruchs/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410102/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VI R 21/21: Anforderungen an das sogenannte Schonvermögen der 
unterhaltenen Person beim Abzug von Unterhaltsleistungen als 
außergewöhnliche Belastungen 
29. Februar 2024 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 1/21: Zur thermischen Abfallbehandlung gemäß § 51 Abs. 1 Nr. 
2 EnergieStG 
12. März 2024 
Zum Urteil 
 
Beschluss VIII B 121/22: Verspätungszuschlag nach § 152 Abs. 2 AO 
4. Juni 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Neue Grundsteuer: Aussetzung der Vollziehung einer 
Grundsteuerwertfeststellung im sogenannten Bundesmodell 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit aktuellen Beschlüssen in zwei Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes zu den Bewertungsregelungen des neuen 
Grundsteuer- und Bewertungsrechts entschieden, dass Steuerpflichtige im 
Einzelfall unter bestimmten Bedingungen die Möglichkeit haben müssen, einen 
unter dem festgestellten Grundsteuerwert liegenden Wert ihres Grundstücks 
nachzuweisen. Da deswegen bereits Zweifel an der Höhe der festgestellten 
Grundsteuerwerte bestanden, war vom BFH nicht mehr zu prüfen, ob die neue 
Grundsteuer grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Zweifeln bezüglich der 
zugrundeliegenden Bewertungsregeln unterliegt. 
Sachverhalt 
In beiden Streitfällen hatten die Antragsteller beim Finanzgericht Rheinland-Pfalz 
erfolgreich beantragt, die Grundsteuerwertfeststellungen für ihre Wohnimmobilien 
von der Vollziehung auszusetzen (siehe unseren Blogbeitrag). Die 
angefochtenen Bescheide waren auf der Grundlage der Neuregelung des 
Grundsteuer- und Bewertungsrechts durch das Grundsteuer-Reformgesetz vom 
26.11.2019 ergangen (sog. Bundesmodell), das in mehreren Bundesländern 
Anwendung findet. Danach wird die Bemessungsgrundlage für die Grundsteuer, 
die ab dem 1. Januar 2025 von den Gemeinden erhoben wird, durch Feststellung 
des Grundsteuerwerts auf den 1. Januar 2022 als einheitlichen 
Hauptfeststellungsstichtag ermittelt. Die für die Feststellung des 
Grundsteuerwerts maßgeblichen gesetzlichen Vorschriften enthalten nach der 
gesetzgeberischen Konzeption aus Gründen der Automatisierung und 
Bewältigung der Neubewertung von über 36 Millionen wirtschaftlichen Einheiten 
eine Vielzahl von Typisierungen und Pauschalierungen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410078/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410104/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410107/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/240661/finanzgericht-rheinland-pfalz-gibt-eilantraegen-zur-grundstuecksbewertung-nach-dem-neuen-grundsteuer-und-bewertungsrecht-statt/
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Das Finanzgericht hatte ernstliche Zweifel sowohl an der einfachrechtlichen 
Rechtmäßigkeit der angefochtenen Grundsteuerwertbescheide als auch an der 
Verfassungsmäßigkeit der zugrundeliegenden Bewertungsvorschriften und 
gewährte deshalb die beantragte Aussetzung der Vollziehung. 
Entscheidung des BFH  
Die gegen die Entscheidungen des Finanzgerichts erhobenen Beschwerden des 
Finanzamtes hat der BFH in seinen Beschlüssen als unbegründet 
zurückgewiesen. 
Nach Auffassung des BFH bestehen bereits einfachrechtliche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit der streitigen Grundsteuerwertfeststellungen in Bezug auf die 
Höhe der festgestellten Grundsteuerwerte. Diese Zweifel ergäben sich daraus, 
dass den Steuerpflichtigen bei verfassungskonformer Auslegung der 
Bewertungsvorschriften die Möglichkeit eingeräumt werden müsse, bei einer 
Verletzung des Übermaßverbots einen niedrigeren gemeinen Wert 
nachzuweisen, auch wenn der Gesetzgeber einen solchen Nachweis nicht 
ausdrücklich geregelt habe. Der Gesetzgeber verfüge gerade in Massenverfahren 
der vorliegenden Art über einen großen Typisierungs- und 
Pauschalierungsspielraum. Das Übermaßverbot könne jedoch verletzt sein, wenn 
sich der festgestellte Grundsteuerwert als erheblich über das normale Maß 
hinausgehend erweise. Dies setze nach der bisherigen Rechtsprechung zu 
anderen typisierenden Bewertungsvorschriften voraus, dass der festgestellte Wert 
den nachgewiesenen niedrigeren gemeinen Wert um 40 % oder mehr übersteige. 
In beiden Streitfällen kam der BFH zu dem Ergebnis, es sei bei summarischer 
Prüfung nicht auszuschließen, dass die Antragsteller jeweils aufgrund 
einzelfallbezogener Besonderheiten den erfolgreichen Nachweis eines 
niedrigeren gemeinen Werts ihrer Grundstücke mit der erforderlichen Abweichung 
zu den festgestellten Grundsteuerwerten führen könnten. 
Eine abschließende Entscheidung über die Verfassungsmäßigkeit des neuen 
Bewertungsrechts ist damit nicht verbunden. 
Fundstelle 
BFH, Beschlüsse vom 27. Mai 2024 (II B 78/23 (AdV) und II B 79/23 (AdV)), 
veröffentlicht am 13. Juni 2024, vgl. die Pressemitteilung 026/24. 
 
EuGH-Vorlage zum Aufteilungsgebot beim ermäßigten Steuersatz bei 
unselbständiger Nebenleistung zur Beherbergung 
Der Bundesfinanzhof hat dem Europäischen Gerichtshof in drei Fällen Fragen 
zum Aufteilungsgebot in Bezug auf die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes 
nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 Umsatzsteuergesetz bei unselbständigen 
Nebenleistungen zur kurzfristigen Beherbergung zur Vorabentscheidung 
vorgelegt. 
Sachverhalt 
Der Streitfall XI R 11/23 (XI R 34/20) betrifft die kostenlose 
Zurverfügungstellung von Parkplätzen. 
Die Klägerin betrieb ein Hotel und Restaurant. Die Gäste erhielten zur 
Übernachtung auch ein Frühstück, das mit jeweils 4,50 € verrechnet wurde, 
soweit ein Gast auf Anfrage nur eine Übernachtung ohne Frühstück in Anspruch 
nehmen wollte. Hotel und Restaurant verfügten über einen eigenen Parkplatz, der 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410095/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410096/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/neue-grundsteuer-aussetzung-der-vollziehung-einer-grundsteuerwertfeststellung-im-sogenannten-bundesmodell/
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kostenfrei genutzt werden konnte. Die Klägerin wies für Übernachtung, Frühstück 
und Parkplatz als einheitliche Leistung den ermäßigten Steuersatz von 7 % aus. 
Das Finanzamt vertritt die Auffassung, die Leistungen für Frühstück und Parkplatz 
seien mit dem Regelsteuersatz von 19 % zu besteuern. 
Das Sächsische Finanzgericht hatte die Klage abgewiesen. Frühstück und die 
Parkplatzgestellungen seien keine Nebenleistungen zur Beherbergung, sondern 
selbständige Hauptleistungen. 
Entscheidung des BFH 
Eine Leistung ist nicht als Nebenleistung zur kurzfristigen Vermietung 
(Beherbergung von Fremden), sondern als Hauptleistung anzusehen, wenn sie 
der Mieter (hier: der Hotelgast) einzeln - wie zum Beispiel nach Anzahl der 
Frühstücksleistungen oder Parkdauer - hinzubuchen oder abwählen kann und 
sich hierdurch das Entgelt dementsprechend erhöht oder verringert. In einem 
solchen Fall sind Leistungen, die neben der Vermietung zur kurzfristigen 
Beherbergung erbracht werden, grundsätzlich als von dieser getrennt zu 
betrachten. Ist dagegen die neben der kurzfristigen Vermietung zur Beherbergung 
erbrachte Leistung so eng mit dieser verbunden, dass sie vom 
Leistungsempfänger weder hinzugebucht noch abgewählt werden kann, ist 
grundsätzlich von einer unselbständigen Nebenleistung zur Hauptleistung 
auszugehen, die das Schicksal der Hauptleistung teilt. 
Insofern handelt es sich bei der Überlassung von Parkplätzen an 
Hotelgäste im Streitfall um eine Nebenleistung zur Beherbergungsleistung, da sie 
weder hinzugebucht noch abgewählt werden konnte. Hinsichtlich des Frühstücks, 
welches vom Gast auch abgewählt werden konnte, liege eine selbständige 
Leistung vor, so der BFH. 
Der BFH ist der Auffassung, dass seine Rechtsprechung, wonach § 12 Abs. 2 Nr. 
11 Satz 2 Umsatzsteuergesetz (UStG) auch insoweit unionsrechtskonform ist, als 
er ein Aufteilungsgebot für Leistungen normiert, die nicht unmittelbar der 
Vermietung dienen, nach Ergehen der EuGH-Urteile Stadion Amsterdam vom 
18.01.2018 - C-463/16, sowie Finanzamt X vom 04.05.2023 - C-516/21 nicht 
mehr zweifelsfrei im Sinne des Art. 267 AEUV ist. 
Der EuGH ist nach Auffassung des BFH weder in seinem Urteil Stadion 
Amsterdam noch in seinem Urteil Finanzamt X von seinem 
Urteil Kommission/Frankreich vom 06.05.2010 - C-94/09 abgewichen. Eine 
selektive Anwendung des ermäßigten Steuersatzes ist daher nach Auffassung 
des BFH nach wie vor nicht ausgeschlossen, sondern zulässig, sofern sie keine 
Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung nach sich zieht. 
Fundstelle 
BFH, EuGH-Vorlage vom 10. Januar 2024, XI R 11/23 (XI R 34/20) – veröffentlich 
am 13. Juni 2024. 
Ein zweites Verfahren XI R 13/23 (XI R 7/21) betrifft die Anwendungen des 
ermäßigten Steuersatzes auf Frühstücksleistungen. Die Klägerin und 
Revisionsklägerin (Klägerin) betrieb eine Fremdenpension. Sie bot ihren Gästen 
ausschließlich Übernachtungen inklusive Frühstück zu einem pauschalen 
Gesamtpreis an. Für Übernachtungsgäste bestand keine Möglichkeit, auf das 
Frühstück zu verzichten. Für die erbrachten Leistungen stellte die Klägerin 
Rechnungen aus, welche Bruttobeträge für die Übernachtung mit Frühstück 
enthielten. Steuersätze oder Steuerbeträge wurden nicht ausgewiesen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410099/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410100/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Der dritte Vorlagefall XI R 14/23 (XI R 22/21) bezieht sich auf die Bereitstellung 
von Parkplätzen, Fitness- und Wellnesseinrichtungen sowie eines 
hoteleigenes drahtloses W-LAN. 
In beiden Fällen verweist der BFH auf seine Begründung zur o.g. Vorlagefrage in 
der Rechtssache XI R 11/23 (XI R 34/20). 
 

Business Meldungen 
 
Anforderung an die Stellung des Zusatzes „eGBR“ bei der eingetragenen 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
  
Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung des 
Personengesellschaftsrechts (MoPeG) am 01. Januar 2024 erhielten 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts (GbRs) erstmals die Möglichkeit, sich im neu 
geschaffenen Gesellschaftsregister eintragen zu lassen. Die Eintragung ist durch 
einen Namenszusatz kenntlich zu machen. Das OLG Köln musste sich nun mit 
der Frage beschäftigen, an welcher Stelle des Namens dieser Zusatz zu führen 
ist. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 

Terminplaner 
  
Aktuelles zum LkSG – Good Practices 
und Lessons Learned 
Webcast, 27.6.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/LkSG
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410101/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/243859/anforderung-an-die-stellung-des-zusatzes-egbr-bei-der-eingetragenen-gesellschaft-buergerlichen-rechts/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
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